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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 4/14 B 
 
L 11 KR 5629/11 (LSG Baden-Württemberg) 
S 9 KR 2524/09 (SG Heilbronn) 
 
 
 
……………………………………………. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………….. , 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Baden-Württemberg - Die Gesundheitskasse, 
Presselstraße 19, 70191 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am  28. April 2014 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   C o s e r i u     

und   Dr.  E s t e l m a n n   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 17. Dezember 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren auf Erstattung 

von 3548,21 Euro Kosten zweier privatärztlicher Apheresebehandlungen (4. - 6.8.2008, 

2.12.2008) bei der Beklagten und in den Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das LSG hat zur 

Begründung ua ausgeführt, die Klägerin habe bezüglich der ersten Apheresebehandlung schon 

deswegen keinen Kostenerstattungsanspruch, weil sie erst nach Erbringung der Leistung einen 

Antrag bei der Beklagten gestellt habe. Deren Ablehnung sei nicht kausal für die Inanspruch-

nahme privatärztlicher Leistungen gewesen. Auch die Kosten der zweiten Apheresebehandlung 

seien nicht zu erstatten. Die Klägerin habe insoweit schon keinen Sachleistungsanspruch, weil 

der Gemeinsame Bundesausschuss nur bei anderen Indikationen, nicht aber zur Behandlung 

der bei der Klägerin diagnostizierten und behandelten Erkrankungen (insbesondere toxische 

Enzephalopathie, Multiple Chemical Sensitivity, Chronic Fatigue Syndrome und Fibromyal-

gie-Syndrom) die Apherese als neue Behandlungsmethode in der vertragsärztlichen Versorgung 

positiv empfohlen habe. Auch ergebe sich ein Anspruch der Klägerin weder nach den Grundsät-

zen des Systemversagens noch nach denen der grundrechtsorientierten Auslegung des Leis-

tungsrechts (Urteil vom 17.12.2013). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

LSG-Urteil. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 

SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des allein geltend gemachten Revisions-

zulassungsgrundes des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

1. Die Klägerin legt einen Verstoß gegen § 103 SGG nicht in der gebotenen Weise dar. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist eine Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrensmangel kann 

nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien rich-

terlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrundsatz) 

nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinrei-

chende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). Um einen Verfahrens-

mangel in diesem Sinne geltend zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die den 

entscheidungserheblichen Mangel ergeben sollen (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG und hierzu zB 
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BSG Beschluss vom 10.8.2007 - B 1 KR 58/07 B - Juris RdNr 4 mwN). Wer sich auf eine Verlet-

zung der Amtsermittlungspflicht nach § 103 SGG stützt, muss daher ua einen für das Revisi-

onsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrag bezeichnen. 

 

Die Klägerin erfüllt mit ihrem Vorbringen nicht diese Anforderungen an die Darlegung eines 

Verfahrensfehlers. Sie bezeichnet im Rechtssinne keinen erforderlichen Beweisantrag. Für das 

Vorbringen, das LSG habe einen entscheidungserheblichen Beweisantrag übergangen, wäre mit 

Blick auf § 160a Abs 2 S 3 SGG besonderes Vorbringen nötig gewesen (vgl zB BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 9 S 20 f; Nr 29 S 49; Nr 31 S 51 f). Wer sich hierauf beruft, muss darlegen, 

dass er einen formellen Beweisantrag iS von §§ 373, 403 ZPO iVm § 118 SGG gestellt und bis 

zur Entscheidung des LSG aufrechterhalten hat. Der Tatsacheninstanz soll durch einen solchen 

Antrag vor der Entscheidung nämlich vor Augen geführt werden, dass der Betroffene die ge-

richtliche Sachaufklärungspflicht noch nicht als erfüllt ansieht. Der Beweisantrag hat Warnfunk-

tion (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 67; BSG Beschluss vom 10.4.2006 - B 1 KR 47/05 B - Juris 

RdNr 9 mwN; BSG Beschluss vom 1.2.2013 - B 1 KR 111/12 B - RdNr 8). Eine bloße Beweisan-

regung liegt dann vor, wenn der Beteiligte es dem Gericht überlässt, ob es seiner Anregung 

folgen will oder nicht; ein Beweisantrag ist gegeben, wenn das Gericht vor die Alternative gestellt 

wird, entweder die von ihm für sachdienlich erachteten Beweise zu erheben oder dies abzu-

lehnen und die Gründe hierfür darzutun (vgl BSG Beschluss vom 21.11.2001 - B 2 U 

271/01 B - Juris RdNr 3).  

 

Die Klägerin bezeichnet in der Beschwerdebegründung unter Hinweis auf den Schriftsatz vom 

19.8.2013 und die dort geforderten weiteren Ermittlungen im vorbereitenden Verfahren - wenn 

überhaupt - nur eine Beweisanregung (einen Beweisantritt), nicht aber einen formellen Beweis-

antrag iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG (zu diesem Erfordernis vgl auch BSG SozR 3-1500 § 160 

Nr 9; BSG Beschluss vom 21.11.2001 - B 2 U 271/01 B - Juris RdNr 3; BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 3 RdNr 6; BSG Beschluss vom 13.5.2011 - B 12 R 25/10 B - Juris RdNr 6 mwN; BSG 

Beschluss vom 16.1.2013 - B 1 KR 25/12 B - Juris RdNr 6).  

 

Die Klägerin legt zudem auch nicht dar, dass sie ihren Antrag ordnungsgemäß aufrechterhalten 

hat. Nach ständiger Rechtsprechung des BSG gehört zur Bezeichnung eines Beweisantrags die 

Darlegung, dass ein anwaltlich vertretener Beteiligter einen (echten) Beweisantrag bis zum 

Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt und noch zumindest hilfsweise aufrechterhalten 

hat (vgl zB BSG Beschluss vom 14.6.2005 - B 1 KR 38/04 B - Juris RdNr 5; BSG Beschluss 

vom 25.4.2006 - B 1 KR 97/05 B - Juris RdNr 6; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). 

Hiervon ist auszugehen, wenn ein Beteiligter in der letzten mündlichen Verhandlung förmlich 

Beweiserhebung nach §§ 373, 402 ff ZPO iVm § 118 SGG beantragt oder auf einen angekün-

digten förmlichen Beweisantrag Bezug nimmt (zur Entscheidung durch Urteil ohne mündliche 

Verhandlung vgl BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 S 4 f; BSG Beschluss vom 1.2.2013 - B 1 KR 

111/12 B - RdNr 8; BSG Beschluss vom 25.11.2013 - B 13 R 339/13 B - Juris RdNr 10; zum 
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urteilsersetzenden Beschluss nach § 153 Abs 4 SGG vgl BSG Beschluss vom 

19.7.2013 - B 1 KR 20/13 B - RdNr 12 mwN). 

 

Die Klägerin legt demgegenüber schon nicht dar, dass sie einen Beweisantrag zumindest hilfs-

weise in der mündlichen Verhandlung am 17.12.2013 gestellt und aufrechterhalten hat. Diese 

Voraussetzung ist bei rechtskundig vertretenen Beteiligten nicht erfüllt, wenn sie im letzten Ter-

min zur mündlichen Verhandlung ausweislich der Sitzungsniederschrift (zur ausreichenden Wie-

dergabe des in der mündlichen Verhandlung gestellten Beweisantrags allein im Berufungsurteil 

vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 64; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 4 

RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 9 RdNr 15; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11) nur 

noch einen Sachantrag gestellt und den Beweisantrag auch nicht hilfsweise - und sei es durch 

ausdrückliche Bezugnahme auf einen früher gestellten Antrag - wiederholt haben. Die Klägerin 

legt demgegenüber in der Beschwerdebegründung lediglich ihre mit Schriftsatz vom 19.8.2013 

geäußerte Anregung dar.  

 

2. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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